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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 82 Ausgegeben Danzig, den 25. Oktober 1923 


Inhalt. Geſetz über die Gebühren der Rechtsanwälte und die Gerichtskoſten (S. 1091). — Geſetz über die 
Abänderung des Geſetzes betreffend die nach dem Preuß. Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Juli 1910 in der für Danzig geltenden 
Faſſung zu erhebenden Gerichtskoſten uſw. (S. 1094). — Notgeſetz über die Berückſichtigung der Geldentwertung bei der 
Einziehung von, Geldſtrafen und Gerich!stosten (S. 1099). — Notgeſetz betreffend die Berückſichtigung der Geldentwertung 
bei der Bezahlung der Gebühren und Auslagen der Rechtsanwälte und Notare (S. 1100). — Verordnung betreffend die 
Umſtellung beſtehender Geſetze auf den Gulden (S. 1101). — Geſetz betreffend Aenderungen der Eiſenbahnverkehrsordnung 
vom 23. Dezember 1908 (S. 1107). — Geſetz zur Abänderung des Einkommenſteuergeſetzes vom 29. Dezember 1922 
(S. 1107). — Verordnung zur Umſtellung der Telegraphen- und Fernſprechgebühren von Reichsmark auf Gulden und 
. 115 (S. 1108). — Verordnung über Poſtgebühren (S. 1108). — Poſtgebühren nach Deutſchland und Polen 

1108). 


520 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Ge ſe tz 
über die Gebühren der Rechtsanwälte und die Gerichtskoſten. Vom 22. 10. 1923. 
Artikel J. 
Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. 1898 S. 692; 1909 
S. 475; 1910 S. 767; 1916 S. 1263; 1919 S. 2115; Danziger Geſetzbl. 1921 S. 313; 1923 S. 651) 
wird dahin geändert: a 
1. Im $ 8 tritt anſtelle der Worte „eine Mark“ die Worte „2,00 Goldmark“. 
2. Im 89 treten an die Stelle der Abſätze 2 und 3 folgende Vorſchriften: 
„Der Gebührenſatz beträgt bei Gegenſtänden im Wert bis zu 10 Goldmark 20 vom Hundert, 
von dem Mehrbetrag bis zu 200 Goldmark 8 vom Hundert, 5 
von dem Mehrbetrag bis zu 1000 Goldmark 5 vom Hundert, 
von dem Mehrbetrag 4 vom Hundert. i 
Ergibt ſich bei der Umrechnung der Goldmarkbeträge in die zu zahlenden Reichsmarkbeträge 
eine nicht durch 1000 teilbare Zahl, ſo wird dieſe auf die nächſthöhere durch 1000 teilbare Zahl 
abgerundet.“ d 
3. Im 8 16 Abſ. 1 wird als dritter Satz nachfolgende Vorſchrift eingeſtellt: 
„Sie tritt ferner nicht ein, wenn der Berufungskläger ein Verſäumnisurteil beantragt.“ 
4. Die 88 19 und 20 fallen fort. 
5. Im 8 28 Abſ. 1 Satz 3 fallen die Worte fort: 
„Die in dem Verfahren über einen Arreſt oder eine einſtweilige Verfügung erwachſenen 
Gebühren in Höhe von 5 Zehnteilen auf die in dem Verfahren über die Hauptſache zuſtehenden 
entſprechenden Gebühren und“ ö 
6. Der 8 41 Abſ. 2 fällt fort. 
7. Im 8 44 Abſ. 1 fällt der zweite Satz fort. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 2. 11. 1923). 


15. 


16. 


17; 


18. 


10. 


Im 8 69 treten an die Stelle der Worte „10 Mark“ die Worte „2,00 Goldmark“. 
Der 8 76 erhält folgende Faſſung: 
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Der 8 52 erhält folgende Faſſung: i 
„Die Gebührenſätze erhöhen ſich in der Berufungsinſtanz um 3 Zehnteile.“ 
Der 8 63 erhält folgende Faſſung: . a l 
„In Straſſachen erhält der Rechtsanwalt als Verteidiger in der Hauptverhandlung 
I. Inſtanz vor dem Schwur⸗ oder dem Obergericht dreißig Goldmark, im übrigen fünfzehn 
Goldmark.“ d ; 
Im 8 64 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „5 Zehnteile“ die Worte „den vollen Betrag“. 


Im 8 65 treten an die Stelle der Worte „20 M“ die Worte „ 
Der $ 67 erhält folgende Faſſung: 


„Für die Verteidigung im Vorverfahren erhält der Rechtsanwalt die Hälfte der Sätze des 8 63.“ 


„Der Rechtsanwalt hat Anſpruch auf Erſtattung der bei Ausführung des Auſtrags 
entſtandenen Poſt⸗, Telegraphen- und Fernſprechgebühren. Schreibgebühren ſtehen dem 
Rechtsanwalt nur zu a 

1. für die auf beſonderes Verlangen gefertigten Abſchriften, 

2. für eine von ihm gefertigte beglaubigte Abſchrift der Klageſchrift, falls dieſe zur Her⸗ 

ſtellung einer Ausfertigung des Urteils ($ 317 Abſ. 3 der Z. P. O.) benutzt wird, 

3. für ein Schreibwerk, ſoweit es außerhalb des Rahmens einer gebührenpflichtigen 

Tätigkeit ſteht. ” x 
Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 
15 Silben enthält, 0,20 Goldmark, auch wenn die Herſtellung auf mechaniſchem Wege ſtatt⸗ 
gefunden hat. Jede angefangene Seite wird als voll berechnet.“ a 

Im 8 78 werden die Abſätze 1—3 durch folgende Vorſchriften erſetzt: 

„Bei Geſchäftsreiſen erhält der Rechtsanwalt Tage⸗ und Übernachtungsgelder ſowie 
Fahrkoſten nach den für die Staatsbeamten der Stufe III (8 2 Abſ. 2 des Geſetzes betr. 
die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 20. Juni 1923 — Geſetzbl. S. 760) jeweilig geltenden 
Sätzen, ſowie Abweſenheitsgelder in Höhe des Tagegeldes für Reiſen nach nicht teueren Orten. 

Beanſprucht die Geſchäftsreiſe mehr als 4 Stunden, ſo ermäßigt ſich das Tagegeld und 
das Abweſenheitsgeld je um die Hälfte.“ 

Der 8 79 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

„Iſt eine Reife zur Ausführung mehrerer Geſchäfte unternommen, ſo iſt die dadurch 
erzielte Erſparnis an Reiſekoſten und Abweſenheitsgeldern gleichmäßig nach der Zahl der 
Geſchäfte auf dieſe zu verteilen.“ Sch 

In den 8s 82 und 83 treten an die Stelle der Worte „Tagegelder“ und „Reiſekoſten“ die Worte 
„Reiſekoſten und Abweſenheitsgelder“. 
Im 8 86 Ab. 1 wird als zweiter Satz folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
„Die Auslagen des Anwalts ſind nur auf Verlangen im einzelnen aufzuſtellen und zu 
belegen.“ 
Im 8 87 erhalten die Abſätze 1 und 2 folgende Faſſung: 
„Für Erhebung und Ablieferung von Geldern erhält der Rechtsanwalt bis zum Betrag 


von 1000 Goldmark einſchließlickhckhchrcͥ;hoch 1 vom Hundert, 
von dem Mehrbetrag bis zu 10000 Goldmark einſchließlich. ... ½% vom Hundert, 
von dem Mehrbetragan ggg / vom Hundert, 


jedoch nicht unter 0,25 Goldmark. f f i 
Für Erhebung und Ablieferung von Wertpapieren erhält der Rechtsanwalt nach Maß⸗ 
gabe des Werts die gleiche Gebühr.“ 3 2% 
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20. Im 8 93 treten an die Stelle der Abſätze 2-4 folgende Vorſchriften: 
„Iſt die vereinbarte Vergütung unter Berückſichtigung aller Umſtände übermäßig hoch, 
ſo kann ſie im Rechtsſtreit nach eingeholten Gutachten des Vorſtands der Anwaltskammer 
bis auf den in dieſem Geſetz beſtimmten Betrag herabgeſetzt werden.“ 


Artikel II. 


Der $ 17 Abſ. 3 der F zur Entlaſtung der Gerichte vom 9. W 1915 
(Reichsgeſetzbl. S. 522) fällt fort. 


Artikel III. 


Die Z. P. O. wird dahin geändert: 
Im g. 8 iſt zwiſchen die Worte „Ermeſſen“ und „feſtgeſetzt“ einzufügen „in Goldmark“. 
Im 8 4 Abſ. 1 fällt das Wort „Schäden“ fort. 
§ 8 iſt zu ſtreichen. 
§ 104 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 
„Der zu erſtattende Betrag iſt im Feſtſetzungsbeſchluß in Goldmark anzugeben.“ 
5. Im 8 104 Abſ. 2 wird als zweiter Satz folgende Vorſchriſt eingeſtellt: 
„Hinſichtlich der einem Rechtsanwalt erwachſenden Auslagen an Poſt- und Telegraphen. 
und Fernſprechgebühren genügt die Verſicherung des Rechtsanwalts, daß dieſe Auslagen 
entſtanden ſind.“ 


n 


Artikel IV. 
14. Juni 1923 


und 4. September 1923 — Geſetzbl. S. 651, S. 856 und S. 949 — wird dahin geändert: 
1. Der 8 9a erhält folgenden Abſatz 3: 
„In der Zwangsvollſtreckung iſt für die Wertberechnung der Zeitpunkt der die Zwangs⸗ 
vollſtreckung einleitenden Prozeßhandlung entſcheidend. 
Im 8 10 iſt Abſ. 1 zu ſtreichen. 
Im 8 11 Abſ. 2 werden die Worte von „Der Wert bis entſpricht“ geſtrichen. 
Im $ 15 fällt das Wort „Schäden“ fort. 


ren: 


Der 8 18 erhält folgenden Zuſatz: 
„Die Feſtſetzung erfolgt in Goldmark.“ 


Artikel V. 
Soweit in den Geſetzen auf Vorſchriften verwieſen iſt, die durch dieſes Geſetz geändert werden, 
treten die entſprechenden Beſtimmungen dieſes Geſetzes au ihre Stelle. 
Artikel VI. 


Im Fall einer r weſentülhen Anderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe kann der Senat nach 
Anhörung des Vorſtands der Anwaltskammer die Gebühren der Rechtsanwälte anderweit ſeſtſezen. 


Artikel VII. 


Der Wert der Goldmark wird nach dem an der Danziger Börſe amtlich ſeſtgeſtellten Brieſkurs 
des ee Dollars vom Vortag errechnet, wobei ein Dollar gleich 4,20 Goldmark zu ſetzen ift, 


\ Artikel VIII. 


18. Dezember 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 2115) iſt nach dem Wort „Rechtsanwalt“ einzufügen: 
„Zwei Drittel ihrer Gebühren und die“ 


Das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung vom 10. Muguſt 1923 . 


Im 8 18 Abſ. ! fallen im dritten Satz die Worte „wenn der Wert . ſchon feſtgeſetzt iſt“, fort. 


„Im Artikel II des Geſetzes über Teuerungszuſchläge zu den Gebühren der Rechtsanwälte vom 


u,_ ee * er 8 8 N RE EN RER TAN = a — R Ar E n r 1 


! Artitel 18; 

Das Geſetz tritt mit dem Tag der Verkündung in Kraft. 

Gleichzeitig treten Artikel I des Geſetzes über Teuerungszuſchläge zu den Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte und der Gerichtsvollzieher vom 18. Dezember 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 2115), das Geſetz betr. 
Anderung der Gerichtskoſtengeſetze und betr. die Gebühren der Rechtsanwälte, Gerichtsvollzieher, Notare, 
der Zeugen und Sachverſtändigen und die Schreibgebühren der Schiedsmänner vom 23. Dezember 1921 

(G eſetzbl. S. 313) ſowie die 6. Verordnung betr. die Gebühren der Rechtsanwälte vom 6. März 1923 
(Geſetzbl. S. 333) außer Kraft. 

Das Geſetz findet auf die vor ſeinem Inkrafttreten anhängig BERNER eee Anwendung, 
ſoweit nicht die Inſtanz vor dieſem Zeitpunkt beendet war. 

Als Ende der Inſtanz im Sinne des Abſ. 3 gilt hinſichtlich der im Artikel I enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, fofern die Inſtanz mit einem Urteil abſchließt, der Zeiptunkt 
der Zuſtellung und, wenn ein Rechtsmittel gegen das Urteil nicht ſtattfindet, der Zeitpunkt der Verkündung. 

Iſt in den Fällen des Abſ. 3 die dem Rechtsanwalt auf Grund dieſes Geſetzes zuſtehende Vergütung 
geringer als der Betrag der Gebühren und Auslagen, die auf Grund der bisherigen Vorſchriften bis zu 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes entſtanden ſind, ſo ſteht dem Rechtsanwalt der letztere Betrag zu. 


Danzig, den 22. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 
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521 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über die Abänderung des Geſetzes betreffend die nach dem Preuß. Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Juli 
1910 in der für Danzig geltenden Faſſung zu erhebenden Gerichtskoſten vom 27. Mürz 1923, der 
Gebührenordnung für Notare vom 27. März 1923 ſowie des Geſetzes betreffend die nach den bis⸗ 
herigen preußiſchen Beſtimmungen zu erhebenden Gebühren der Rechtsauwälte und Gerichtsvollzieher 
vom 27. März 1923 Geſetzol. S. 392, 426, 430). Vom 22. 10. 1923. 
i Artikel J. 
Das preußiſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1923 
(Geſetzbl. S. 392) wird, wie folgt, abgeändert: 
1. Im $ 8 Abſ. 1 erhält die Nr. 2 folgenden Zusatz: 
„darüber, ob den milden Stiftungen Befreiung zu Bewilfigen ift, wird von dem Senat 
entſchieden ! 
In Nr. 5 wird im erſten Satz das Wort auschließlich geſtrichen. 
Im zweiten Satz daſelbſt werden hinter dem Wort „ob“ die Worte „den Vereinigungen“ eingeſchaltet. 
2. Im 8 13 Abſ. 4 letzte Zeile werden die Worte „100 Mark“ durch die Worte „5 Goldmark“ erſetzt. 
3. Im 8 16 wird u 2 geſtrichen. 
4. * $ 20 Abſ. 5 erhält der erſte Satz folgenden Zuſatz: 
„jedoch iſt der Wert des Rechts auf Nutzungen oder Leiſtungen auf Lebenszeit oder bis zum 
Eintritt eines beſtimmten Alters oder Umſtandes auf höchſtens das Fünffache des einjährigen 
Bezugs anzunehmen, wenn das Recht dem jetzigen oder früheren Ehegatten des Verpflichteten 
oder Perſonen zuſteht, die mit dem Verpflichteten in gerader Linie verwandt, verſchwägert 
oder durch Annahme an Kindes Statt verbunden oder in der Seitenlinie bis zum dritten 
Grad verwandt oder bis zum zweiten Grad verſchwägert ſind, auch wenn die Ehe, durch 
welche die Schwägerſchaft begründet iſt, nicht mehr beſteht“. 


eis 4 
x 


6. 


14. 


Als Abſatz 9 wird dem 8 20 nachſtehende Vorſchrift angefügt: 
„() Iſt für die Berechnung einer Gebühr der Betrag der Vermögens⸗ oder Nachlaß⸗ 

maſſe maßgebend, ſo bleiben Möbel, Hausrat und andere bewegliche körperliche Gegenſtände, 
ſoweit ſie nicht nach den Vorſchriften des Vermögensſteuergeſetzes vom 7. Dezember 1922 
(Geſetzbl. S. 574) der Vermögensſteuer unterliegen, außer Betracht, wenn und ſoweit eine 

der im Abſ. 5 Satz 1 bezeichneten Perſonen die Vermögens oder Nachlaßmaſſe erwirbt“. 

Im 8 22 Abſ. 1 werden erſetzt: die Worte „30 000 M“ durch die Worte „3000 Goldmark“, die 


Worte „5 000 000 M“ durch die Worte „100 000 Goldmark“, die Worte „2000 M“ durch die 


Worte „200 Goldmark“. 
Im 8 31 erhalten Abſ. 1 und 2 folgende Faſſung: 

(1) Soweit nicht in dieſem Geſetz ein anderer Mindeſtbetrag beſtimmt iſt, beträgt die 
Mindeſtgebühr 0,25 Goldmark und für die im 2. Abſchnitt des I. Teils bezeichneten 
Geſchäfte 1,50 Goldmark. 

(2) Ergibt ſich bei der Umrechnung der Goldmarkbeträge in die zu zahlenden Reichs⸗ 
markbeträge eine nicht durch 1000 teilbare Zahl, ſo wird ſie auf die nächſthöhere, 
durch 1000 teilbare Zahl abgerundet. 

Der 8 32 erhält folgende Faſſung: 
8 Die Gebühren werden, ſofern nicht in dieſem Geſetz Ausnahmen vorgeſehen ſind, nach 
dem Wert des Gegenſtandes erhoben. es 

Die volle Gebühr im Sinne dieſes Geſetzes beträgt von dem Wert des Gegenſtandes: 

bis zu 20 Goldmark 8 vom Hundert, 
von dem Mehrbetrag bis zu 1000 Goldmark 4 vom Hundert, 
von dem Mehrbetrag bis zu 50 000 Goldmark 3 vom Hundert, 
von dem Mehrbetrag 2 vom Hundert. g 8 
Ergibt ſich bei der Umrechnung der Goldmarkbeträge in die zu zahlenden Reichsmark⸗ 
beträge eine nicht durch 1000 teilbare Zahl, ſo wird ſie auf die nächſthöhere durch 1000 
teilbare Zahl abgerundet. 
Im 8 38 Abf. 4 werden die Worte „3 000 000 Mark“ durch die Worte „50 000 Goldmark!“ erſetzt. 
Im Abſ. 5 werden die Worte „5 000 000 Mark“ durch die Worte „50 000 Goldmark!“ erſetzt. 
Im Abſ. 6 wird der letzte Satz geſtrichen. f 
Im 8 41 Abſ. 2 wird das Wort „fünf“ durch das Wort „drei“ erſetzt. 


. Der 8 45 Abf. 1 erhält folgende Faſſung: 


„Für die Verſteigerung von beweglichen Sachen, von Früchten auf dem Halm und 
von Holz auf dem Stamm, ſowie von Forderungen oder ſonſtigen Vermögensrechten werden 
5/10 der vollen Gebühr erhoben“. f x 
Im 8 46 Abſ. 2 werden erſetzt: g 
die Worte „300 000 Mark“ durch die Worte „2000 Goldmark“, 
die Worte „5000 Mark“ durch die Worte „100 Goldmark“, 
die Worte „30 000 000 Mark“ durch die Worte „100 000 Goldmark“. 
Im Abſ. 3 wird zwiſchen Satz 2 und 3 folgender Satz hinzugefügt: 
„In keinem Fall darf die Gebühr für die Beurkundung von Beſchlüſſen den Betrag von 
10 000 Goldmark überſteigen“. £ 
Der $ 48 Abf. 2 erhält folgende Faſſung: 


„E) Nimmt das Geſchäft einen Zeitaufwand von mehr als zwei Stunden in Anſpruch, 
jo erhöht ſich die Gebühr, wenn das Geſchäft von einem Richter vorgenommen wird, um 
0,50 Goldmark; wenn es von einem Gerichtsſchreiber vorgenommen wird, um 0,30 Goldmark 


für jede weitere angefangene Stunde“. 8 
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13. Der 8 49 erhält folgende Faſſung: 

„() Für die Aufnahme von Wechſelproteſten einſchl. einer Interventionserklärung 
wird die volle Gebühr erhoben. Neben der Proteſtgebühr wird für jeden Weg, welchen der 
Richter behufs Vorlegung des Wechſels oder behufs Nachſuchung der Wohnung bei der 
Polizeibehörde unternimmt, je ein Zehntel der vollen Gebühr, mindeſtens aber 0,50 Gold- 
mark erhoben. i 

(2) Findet die Aufnahme eines Wechſelproteſtes durch einen Gerichtsſchreiber ſtatt, ſo 
werden ¼0 der vollen Gebühr, mindeſtens aber 0,25 Goldmark und höchſtens 2,50 Gold- 
mark erhoben. 0 N 

Die Wegegebühr beträgt in dieſem Fall 0 der vollen Gebühr, mindeſtens aber 
0,50 Goldmark. 

Der 5 31 Abf. 1 findet keine Anwendung. 

(3) Die Proteſtgebühr iſt auch zu entrichten, wenn ohne Aufnahme des Proteſtes die 
Wechſelzahlung an den Proteſtbeamten erfolgt oder ihm nachgewieſen wird. 

(4) Die Proteſtgebühr erhöht ſich, wenn der Wechſel Notadreſſen enthält, für jede 
Notadreſſe um ½0 und wenn der Wechſel in fremder Sprache abgefaßt iſt, um zwei 
Zehnteile. 

(6) Auf die Wegegebühren werden die den Gerichtsperſonen zuſtehenden Tagegelder 
und Reiſekoſten angerechnet. Dieſelben ſind auch dann zu erheben, wenn der Auftrag zur 
Proteſterhebung nach Antritt des Wegs ſeine Erledigung gefunden hat. 


(6) Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die Aufnahme von Scheckproteſten 
entſprechende Anwendung.“ > 


14. Im 8 50 Abſ. 1 Ziffer 2 treten an die Stelle der Worte „für dieſe jedoch höchſtens 200 M“ die 


Worte „für dieſe jedoch mindeſtens 0,10 und höchſtens 2,50 Goldmark“. 


15. Im 8 51 Abſ. 1 werden die Worte „1000 Mark“ durch die Worte „20 Goldmark“ erſetzt. 


16. Im 8 52 kommen die Worte „bis zu einem Höchſtbetrag von 6000 M“ in Fortfall. 

162. Im $ 55 Abſ. 2 und 3 werden die Worte „fünf Zehnteile“ jeweils erſetzt durch die Worte „zwei 
Zehnteile“. a 

16b. Im 8 56 treten an die Stelle der Worte „die volle Gebühr“ die Worte „¼ der vollen Gebühr“. 

17. Im 8 61 wird im Abſ. 1 die folgende Vorſchriſt angefügt: ’ 

„Werden auf einem oder mehreren Grundſtücken verſchiedene Eintragungen gelöſcht, ſo 
findet die Vorſchrift des § 31 Abſ. 1 hinſichtlich der Einzelgebühren keine Anwendung, wenn 
die Löſchungen auf Grund eines gleichzeitig geſtellten Antrags erfolgen und die Grundſtücke 
einem Eigentümer oder denſelben Miteigentümern gehören und in demſelben Amtsgerichts⸗ 
bezirk belegen ſind; der Mindeſtſatz wird nur dann angeſetzt, wenn der Geſamtbetrag der 
für die Löſchungen zu erhebenden Gebühren hinter ihm zurückbleibt“. 

18. Im 8 64 Abf. 1 werden die Worte „fünf Zehnteile“ durch die Worte „zwei Zehnteile“ und die 
Worte „zwei Zehnteile“ durch die Worte „ein Zehnteil“ erſetzt. 
In Abf. 2 und 3 werden die Worte „zwei Zehnteile“ durch die Worte „ein Zehnteil“ erſetzt. 
Im Abſ. 2 treten an die Stelle der Worte „jedoch höchſtens 300 M“ die Worte „jedoch 
mindeſtens 0,10 Goldmark und höchſtens 2,50 Goldmark“. 
19. Der 8 68 fällt fort. 
20. Die im $ 69 Nr. 1 unter a beſtimmten Gebühren von 1500, 750, 300, 150 und 20 M erhöhen 
ſich auf 30, 15, 6, 3 und 0,50 Goldmark. - 
21. Die im $ 72 Abſ. 2 beſtimmte Gebühr von 20 Mark erhöht ſich auf 0,25 Goldmark. 
22. Die Gebühren im 8 77 unter Nr. 1 von 3 und 9 M erhöhen ſich auf 0,50 und 1,50 Goldmark 
und die Gebühren unter Nr. 2 von 6,2 und 12 M auf 1, 0,50 und 2 Goldmark. a N 


778 
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23. Im 8 80 Satz 1 treten an die Stelle der Worte „bis zum Höchſtbetrag von 50 M“ die Worte 
iedoch mindeſtens 0,05 und höchſtens 2 Goldmark“. 
24. Im 8 89 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „die volle Gebühr zu erheben“ die Worte „die 
volle Gebühr, mindeſtens aber 0,10 Goldmark zu erheben“. 
25. Im $ 90 Abſ. 1 wird im Satz 1 die Zahl „8“ durch „30“ erſetzt und vor „zu erheben“ die 
Worte „mindeſtens 0,05 Goldmark“ hinzugefügt; Satz 2 geſtrichen. 
Im Abſ. 2 werden im Satz 1 hinter den Worten „zu erheben“ noch folgende Worte hinzugefügt: 
„jedoch nicht mehr als 10 vom Hundert der jährlichen Einkünfte des Vermögens“. 
26. Im 8 93 Abſ. 2 werden die Worte „20 000 Mark“ durch die Worte „20 Goldmark“ erſetzt und 
folgender neuer Satz 2 hinzugefügt: 
i „Der Senat kann die ER anderweitig feſtſetzen“. 
27. 8 94 erhält folgenden Abſ. 3 
„Die nach Abſ. 1 und 2 zu erhebenden Gebühren dürfen zuſammen nicht 10% der 
jährlichen Einkünfte überſteigen“. 
28. Im 8 103 Abſ. 1 unter Nr. 2 treten an die Stelle der Worte „jedoch nicht über 50 M“ die 
Worte „jedoch mindeſtens 1,00 Goldmark und höchftens 10 Goldmark“. 
Im Abſ. 1 unter Nr. 3 treten an die Stelle der Worte „jedoch nicht über 100 M“ die 
Worte „jedoch mindeſtens 1 Goldmark und höchſtens 20 Goldmark“. 
29. Im 8 105 Abſ. 2 treten an die Stelle der Worte „höchſtens jedoch 50 M“ die Worte „mindeſtens 
jedoch 0,10 Goldmark und höchſtens 5 Goldmark“ und an die Stelle der Worte „höchſtens jedoch 
100 M“ die Worte „mindeſtens jedoch 0,25 Goldmark und höchſtens 10 Goldmark“. 
30. Im 8 107 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „auf 20 M und höchſtens auf 300 M“ die 
Worte „auf mindeſtens 0,10 Goldmark und 8 auf 5 Goldmark“. 
31. 8 109 Abſ. 1 wird wie folgt geändert: 
In Ziffer 2 werden die Worte „im Fernverkehr zu entrichtenden geſtrichen. 
Ziffer 8 erhält folgende Faſſung: 
„Die Koſten eines Transports von Perſonen, Tieren und Sachen, ſowie der Verwahrung 
von Sachen und der Verwahrung und Fütterung von Tieren“. 
313. Im 8 110 treten an die Stelle der Worte „10 Mark“ die Worte „0,20 Goldmark“. 
32. Im 8 113 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „75 und 50 M“ die Worte „0,75 und 0,50 
Goldmark“, und es wird folgender neuer Satz 2 hinzugefügt: 
„Die Vorſchrift des 8 110 Abſ. 1 Satz 5 gilt entſprechend“. 
33. Der 8 114 wird wie folgt geändert: 
In Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „30 M bis 100 M“ die Worte „0,20 bis 
0,50 Goldmark“. 
Im Abſ. 2 treten an die Stelle der Worte „1500 und 40 000 M“ die Worte 
„4 und 200 Goldmark“, ferner wird folgender Satz 2 hinzugefügt: 
„Die Vorſchrift des § 93 Abſ. 2 Satz 2 gilt entſprechend“. 
34. Im & 117 Nr. 3 treten an die Stelle der Worte „30 M“ die Worte „5 Goldmark“. 
35. $ 140 wird wie folgt geändert: a 
Im Abf. 2 fällt die Ziffer 1 b fort. Die Ziffer 1c erhält die Bezeichnung 1 b. 
Im Abſ. 3b treten an die Stelle der Worte „jedoch nicht mehr als 50 M“ die Worte 
„jedoch mindeſtens 0,10 und höchſtens 5 Goldmark“. 


Artikel II. 


Die Gebührenordnung für Notare in der Faſſung des Geſetzes vom 27. März 1923 — Geſetzbl. 
S. 426 — wird, wie folgt, geändert: 
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1. Im 8 3 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „zwanzig Mark“ die Worte „1,50 Goldmark“. 
Abſatz 2 daſelbſt erhält folgende Faſſung: l 8 
„Ergibt ſich bei der Umrechnung der Goldmarkbeträge in die zu zahlenden Reichsmark⸗ 
beträge eine nicht durch 1000 teilbare Zahl, ſo wird ſie auf die nächſthöhere durch 1000 teil⸗ 
bare Zahl abgerundet“. 
2. Im 8 5 werden zwiſchen den Worten „daſelbſt“ und „feſtgeſetzten“ die Worte eingeſchaltet: „für 
die Tätigkeit des Richters“. 5 a 1 
3. Im 8 7 werden die Worte „fünf Zehnteile“ durch die Worte „zwei Zehnteile“ erſetzt. 
4. Im 8 12 Abſ. 1 kommen die Worte „bis zu einem Höchſtbetrag von 300 M“ in Wegfall; in 
Abſatz 2 daſelbſt treten an die Stelle der Worte „100 M“ die Worte „5 Goldmark“. 
5. Im 8 13 treten an die Stelle der Worte „2, 3, 6 M“ die Worte „0,10, 0,15, 0,50 Goldmark“. 
6. § 14. Abſ. 1 Ziffer 1 erhält folgende Faſſung: a 
(1) „Für Empfang, Verwahrung und Auszahlung von Geldern erhält der Notar: 
1. Im Fall des Empfangs zum Zweck der Auszahlung an dritte Perſonen für Rechnung 
des Auftraggebers; 
vom Betrag bis zu 1000 Goldmark 1 vom Hundert, 
vom Mehrbetrag bis zu 10 000 Goldmark ½ vom Hundert, 
/ von dem Mehrbetrag / vom Hundert. 
Im 8 15 Abſ. 2 treten an die Stelle der Worte „5 M“ die Worte „0,50 Goldmark“. 
Im 8 19 treten an die Stelle der Worte „10 Mark“ die Worte „0,20 Goldmark“. 
Der $ 20 erhält folgende Faſſung: 5 
Die Poſtgebühren ſind dem Notar zu erſetzen. 1 
Artikel III. 


Das Geſetz betreffend die nach den bisherigen preußiſchen Beſtimmungen zu erhebenden Gebühren 
der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher vom 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 430) wird wie folgt 
abgeändert: e 

1. Im Artikel 2 Abſ. 1 Ziffer 4 iſt ſtatt der Worte „dem Bundesamt für das Heimatweſen“ zu 

ſetzen „den Pacht⸗ und Mieteinigungsämtern“. 

2. Im Artikel 20 erhält der Abſatz 1 folgenden Zuſatz: 
„mit der Maßgabe, daß, ſoweit verſchiedene Gebührenſätze für die Tätigkeit des Richters und 
die des Gerichtsſchreibers beſtehen, die für Gerichtsſchreiber geltenden Vorſchriften maßgebend 
find“, 

3. Im Artikel 21 treten an die Stelle der Worte „5 M“ die Worte „0,05 Goldmark“. 

f . 4 Artikel IV. 

Artikel IV des Geſetzes betreffend Abänderung des Geſetzes, enthaltend die preußiſchen Vor⸗ 
ſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher vom 21. März 1910 in der 
für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 389) erhält folgende Faſſungn: 

„Der Senat wird ermächtigt, die Gebühren des durch Artikek I abgeänderten Geſetzes, 
enthaltend die preußiſchen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichts⸗ 
vollzieher anderweitig feſtzuſetzen“. 

. Artikel V. 

Soweit in den Geſetzen auf Vorſchriften des preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig 
geltenden Faſſung vom 27. März 1923 verwieſen iſt, die durch dieſes Geſetz geändert werden, treten 
die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes an ihre Stelle. 

= Artifel VI. 

Der Wert der Goldmark wird nach dem an der Danziger Börſe amtlich feſtgeſtellten Briefkurs 

des amerikaniſchen Dollars vom Vortag errechnet, wobei ein Dollar gleich 4,20 Goldmark zu ſetzen iſt. 
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Artikel VII. 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Die Vorſchriften des § 137 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden 


Faſſung vom 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 392), des $ 27 der Gebührenordnung für Notare in der für 
Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 426) und des Art. 3 des Geſetzes betreffend 
Abänderung des Geſetzes, enthaltend die preußiſchen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte 
und der Gerichtsvollzieher vom 21. März 1910 in der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 
1923 (Geſetzbl. S. 389) finden entſprechende Anwendung. 

Danzig, den 22. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


522 Volkstag und Senat haben folgendes Notgeſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Notgeſetz 
über die Berückſichtigung der Geldentwertung bei der Einziehung von Geldſtrafen 
und Gerichtskoſten. Vom 22. 10. 1923. 
8 1. 
Werden Gerichtskoſten nicht innerhalb der in der Zahlungsaufforderung angegebenen Zahlungs⸗ 
friſt entrichtet, ſo hat der Zahlungspflichtige neben der geſchuldeten Leiſtung einen Zuſchlag in Höhe 
des Betrages zu entrichten, um den der Unterſchied zwiſchen Papiermark und Goldmark am Tag der 


Zahlung höher iſt als am Tag des Ablaufs der Zahlungsfriſt, früheſtens am 1. Juli 1923. Bei 


Berechnung des Zuſchlags iſt der geſchuldete Betrag auf volle 1000 M nach unten abzurunden. Der 


Wert der Goldmark wird nach dem an der Danziger Börſe amtlich feſtgeſtellten Briefkurs des amerikaniſchen 


Dollars vom Vortag errechnet, wobei ein Dollar gleich 4,20 Goldmark zu ſetzen iſt. 


82. 

Von der Erhebung des Zuſchlages kann abgejehen werden, wenn der Zuſchlag den dreifachen 
Betrag der Poſtgebühr für einen einfachen Fernbrief nicht überſteigt. 

8 3. a . 

Beſtreitet der Zahlungspflichtige, eine Zahlungsaufforderung rechtzeitig oder überhaupt erhalten 
zu haben, jo hat er den Nichtempfang oder nicht rechtzeitigen Empfang durch eidesſtattliche Verſicherung 
oder auf andere Weiſe glaubhaft zu machen. 

Die Beſtimmungen der $$ 1—3 finden Anwendung auf alle noch nicht gezahlten Gerichtskoſten. 


a 8 4. 

Zu Geldſtraſen einſchließlich der Zwangs⸗ und Ordnungsſtrafen, die zur Zeit des Inkrafttretens 
dieſes Geſetzes noch nicht bezahlt ſind, oder die ſpäter verhängt werden, ſoweit fie nicht in Goldmark 
feſtgefetzt find, tritt zu dem feſtgeſetzten Betrag ein Zuſchlag, der gemäß § 1 zu berechnen iſt nach dem 
Unterſchied des Werts der Papiermark vom Tag der Verhängung der Geldftrafe bis zum Zahlungstag. 
Als Tag der Verhängung der Geldſtrafe gilt ohne Rückſicht auf die Rechtskraft der Tag der Verkündung 
der Entſcheidung, ſoweit dieſe in Anweſenheit des Schuldners erfolgt iſt, im übrigen der Tag der Zu⸗ 
ſtellung, früheſtens der 1. Juli 1923. 15 

Soweit beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes Freiheitsſtrafen im Gnadenwege in Gelditrafen um⸗ 
gewandelt ſind, findet bezüglich des noch nicht bezahlten Teils der 8 4 entſprechende Anwendung mit 
der Maßgabe, daß der Unterſchied des Werts der Papiermark zur Goldmark vom Tag der Umwandlung, 
früheſtens jedoch vom 1. Juli 1923, bis zum Zahlungstag zu berückſichtigen iſt. 


/ 
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S 6. 
Stundungen dürfen nur unter der Bedingung bewilligt werden, daß der Zeuge zu den 
geſtundeten Beträgen einen Zuſchlag nach Maßgabe des § 1 zahlt. Be: 
8 7. 
Das Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 22. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stabt Danzig. 
Sahm. f Dr. Frank. 


523 Vollstag und Senat haben folgendes Notgeſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Notgeſetz 
betreffend die Berückſichtigung der Geldentwertung bei der Bezahlung der Gebühren und 
Auslagen der Rechtsanwälte und Notare. Vom 22. 10. 1923. 


3 
Bei der Bezahlung von Gebühren, Pauſchſätzen und Auslagen der Rechtsanwälte und Notare 
iſt beim Sinken des Werts der Reichsmark dem Schuldner die Geldentwertung zur Laſt zu legen, die 
fi) aus dem Unterſchied des Werts der Papiermark zur Goldmark zwiſchen dem nach § 2 zu be 


ſtimmenden Stichtag und dem Tag der Zahlung ergibt. Der Wert der Goldmark wird nach dem an 


der Danziger Börſe amtlich notierten Briefkurs des amerikaniſchen Dollars vom Vortag errechnet, wobei 
ein Dollar gleich 4,20 Goldmark zu ſetzen iſt. 


5 2. 
Der Stichtag iſt: 5 
a) für die Gebühren und Pauſchſätze der Rechtsanwälte der Tag der Auftragserteilung, und 
zwar für jede Inſtanz beſonders, 
b) für die Gebühren der Notare der Zeitpunkt der Fälligkeit, 
o) für die Auslagen der Tag der Verauslagung, 
in jedem Falle jedoch früheſtens der 1. Juli 1923. 
Iſt auf Grund des Geſetzes vom 4. September 1923 (Geſetbl. S. 949) nicht der Tag der Er- 
hebung der Klage oder Einlegung des Rechtsmittels für die Berechnung des Streitwerts maßgebend, 
ſo iſt für den Betrag, um den ſich die Gebühren und Pauſchſätze der Rechtsanwälte nn ber für 


| die neue Wertfeſtſetzung maßgebende Tag der Stichtag. 


Für die Portoauslagen iſt der Tag der Beendigung der Inſtanz der Stichtag. 


8 3. 
Die Geldentwertung, die ſich aus dem nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu berechnenden Unter⸗ 


ſchiede des Geldwerts der zu erſtattenden Koſten an den Stichtagen und an dem Tage der Zahlung 


ſeitens des erſtattungspflichtigen Gegners ergibt, iſt von dieſem der obſiegenden Partei zu erſtatten. 
Für die Auslagen der Partei, die nicht in Bezahlung von Bebigen und Auslagen der Rechts- 
anwälte beſtehen, iſt der Tag der Verauslagung der Stichtag. N 
. 
Auf Antrag einer Partei iſt im Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß der zu erſtattende Betrag in Gold- 
mark anzugeben. Zur Glaubhaftmachung der Stichtage für Gebühren und Auslagen der Rechtsanwälte 
genügt ihre Verſicherung. 8 5 


Dieſes Geſetz findet keine Anwendung auf Armenſachen, in denen der Rechtsanwalt die Aus 
lagen aus der Staatskaſſe erſetzt bekommt. 


no1 
8 6. 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft und iſt anwendbar auf alle Angelegenheiten, 


in denen die Gebühren und Auslagen der Rechtsanwälte und Notare noch nicht vollſtändig bezahlt ſind. 


524 


vom 


— 


* 


Danzig, den 22. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. f Dr. Frank. 


Verordnung 
betreffend die Umſtellung beſtehender Geſetze auf den Gulden. Vom 23. 10. 1928. 


Auf Grund des 8 9 Abſ. 2 des Geſetzes über die wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 
20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird folgendes verordnet: 
Artikel J. 
Das Geldſtrafengeſetz vom 28. 9. 1923 (G. Bl. S. 999) wird wie folgt geändert: 


. Artikel I erhält folgende Faſſung: 


Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes find alle zu verhängenden Geldftrafen einſchl. 
der Zwangs- und Ordnungsſtrafen in Gulden feſtzuſetzen. 
In Artikel II treten 
a) in Abſ. 1 an die Stelle der Worte „der ziffernmäßig gleiche Goldmarkbetrag“ die Worte 
„der doppelte Guldenbetrag“, 
b) ebenda, an die Stelle der Worte „eine Goldmark“ und „ein Zehntel Goldmark? die Worte 
„1,50 Gulden“ und „050 Gulden“, 
c) in Abſ. 2 zu a an die Stelle der Worte „ſechstauſend Goldmark“ und „eine Goldmark“ bie 
Worte „zwölftaufend Gulden“ und „1,50 Gulden“, 
d) ebenda zu b an die Stelle der Worte „einhundertundfünſzig Goldmark“ und „ein Zehntel 
Goldmark“ die Worte „dreihundert Gulden“ und „0,50 Gulden“. 
In Artikel III Abſ. 1 treten 
a) an die Stelle der Worte „den dort beſtimmten Satz in Goldmark die Worte „das Doppelte 
des dort beſtimmten Satzes in Gulden“, 
b) an die Stelle der Worte eee Goldmark“ die Worte „dreihundert Gulden“. 
In Artikel IV treten 
a) an die Stelle der Worte „die dort W Sätze in Goldmark“ die Worte „das Doppelte 
der dort beſtimmten Sätze in Gulden“, 
b) an die Stelle der Worte „ſechstauſend Goldmark“ die Worte „zwölftauſend Gulden“. 


In Artikel V Ziffer 1 8 27a treten an die Stelle der Worte „ſechzigtauſend Mark im Sinnd des 


Geldſtrafengeſetzes“ die Worte „einhundertundzwanzigtauſend Gulden“. 


Ebenda $ 27 b werden die Worte „ſechstauſend Goldmark im Sinne des Geldſtraſengeſetzes“ 2 


die Worte „zwölftauſend Gulden“ erſetzt. 


In Artikel VI treten an die Stelle der Worte „dreißig Goldmark im Sinne des Geldſtraſengeſetes 


die Worte „ſechzig Gulden“. 


In Artikel VII tritt an die Stelle der Worte „Goldmark im Sinne des Geldſtraſengeſetzes“ 


jedesmal das Wort „Gulden“. 


. Der Artikel VIII wird geſtrichen. 
In Artikel IX treten an die Stelle der Worte „einhundertfünfzig Goldmark“ die Worte „drei 


rag Gulden“ 
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Artikel II. 

Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz wird dahin geändert: ke 
1. Im 8 23 Nr. 1 werden die Worte „fünfhundert Millionen Mark“ erſetzt durch „dreihundert Gulden“. 
2. Im $ 27 werden in Nr. 4, 5, 6, 7, 7a und in $ 28 jeweils die Worte „zwei Milliarden Mark“ 

erſetzt durch „zweihundert Gulden“. 


Artikel III. 
Die Zivilprozeßordnung wird dahin geändert: 5 
1. Im 8 3 und 8 104 Abſ. 1 iſt jeweils das Wort „Goldmark“ zu erſetzen durch „Gulden“. 2 
2. Im $ 709 Nr. 4 treten an die Stelle der Worte „fünfhundert Millionen Mark“ die Worte „drei⸗ 
hundert Gulden“. 
3. In den 88 888 Abſ. 1 und 890 Abſ. 1 werden die Worte „fünfzehnhundert Goldmark im Sinne 
des Geldſtrafengeſetzes“ erſetzt durch „dreitauſend Gulden“. 


Artikel IV. 
8 1. 

Die Bekanntmachung zur Entlaſtung der Gerichte vom 9. September 1915 in, der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 18. Mai 1916 und der Geſetze vom 2. November 1921, 1. Dezember 1922 
und 6. Juni 1923, ſowie der Verordnung vom 2. Auguſt 1923 (Reichsgeſetzbl. 1915 S. 562; 1916 S. 393; 
Danziger Geſetzbl. 1921 S. 211; 1922 S. 539; 1923 S. 629 und 836) wird dahin geändert: 

1. In den 88 20 und 22 werden die Worte „fünfzig Millionen Mark“ jeweils erſetzt durch „fünf⸗ 
undzwanzig Gulden“. 
2. Im 8 21 werden die a fünfzehn Millionen Mark“ erſetzt durch „fünfzehn Gulden“. 
8 2. 

Die Zuläſſigkeit eines Rechtsmittels gegen die vor dem Inkraſttreten dieſes Artikels verkündeten 

oder von Amtswegen zugeſtellten Entſcheidungen richtet ſich nach den bisherigen Vorſchriften. 
Artikel V. 
Das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung vom 147 Juni 1923 
(Danziger Geſetzbl. S. 651 und 949) wird dahin geändert: 
1. Der 8 7 erhält folgende Faſſung: 
Der Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt ein halber 8 
2. Der 8 8 erhält folgende Faſſung: 
In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten werden die Gebühren nach dem Wert des Streitgegenſtandes 


erhoben. 
Die volle Gebühr beträgt bei Gegenſtänden im Werte: 
CC.. ve 4 6 .. . 20 vom Hundert, 
> von dem Mehrbetrage bis 200 Gulden . „ 
1 * " „ 1000 TE 5 " „ 
„ „ Mehrbeg e ERSHO- i = 


2a) Der 8 ga) wird geſtrichen. 
3. Der 8 11 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

Bei nicht vermögensrechtlichen Anſprüchen wird der Wert des Streitgegenſtandes 
auf 2000 Gulden, ausnahmsweiſe niedriger oder höher, jedoch nicht unter 200 Gulden und 
nicht über 50 000 Gulden angenommen. 

4. In $ 18 wird das Wort „Goldmark“ erſetzt durch „Gulden“. 
5. In § 36 Abſ. 1 wird Satz 2 geſtrichen. £ 
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6. Der $ 52 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
Für das Verfahren in erſter Inſtanz werden erhoben: 


im Falle einer Freiheitsſtrafe bis zu einer Wocthn 5 Gulden 
von mehr als einer Woche bis zu einem Monat einſchhll.. . 20 „ 
von mehr als einem Monat bis zu ſechs Monaten einſchl. 60 „ 
von mehr als ſechs Monaten bis zu einem Jahr einſcht. 8 
von mehr als einem Jahr bis zu zwei Jahren einſ cht. 100. > 
von mehr als zwei Jahren bis zu fünf Jahren einſchlll. 200.7; 
im Falle einer ſchweren Strafff MOMO. 8 800 


Im Abſ. 2 werden hinter das Wort „Strafe“ die Worte „mindeſtens aber 1 Gulden und 
höchſtens 300 Gulden“ eingeſchoben. 
Im Abſ. 3 treten an die Stelle von „15 000 Mark“ und „450000 Mark“ die Worte „5 Gulden“ 
und „75 Gulden“. 
7. Im 8 57 Abf. 1 treten an die Stelle der Worte „45 000, 90 000 und 150 000 Mark“ die Worte 
„20, 50 und 100 Gulden“. 
8. Im 8 60 treten an die Stelle der Worte „150 000, 37 500 und 75000 Mark“ die Worte „40, 10 
und 30 Gulden“. 
9. Im 8 61 werden die Worte „37 500 und 75 000 Mark“ durch die Worte 28 und 20 Gulden“ 
erſetzt. 
10. Im 8 63 werden die Worte „75 000 und 150 000 Mark“ durch die Worte „15 ai 30 Gulden“ ein 
11. Im 8 67 werden die Worte „150 000 Mark“ durch die Worte „10 Gulden“ erſetzt. 
12. Im 8 68 werden die Worte 100 Mark“ durch die Worte „½ Gulden“ erſetzt. 
13. Im 8 69 werden die Worte „15 000 Mark“ durch die Worte „3 Gulden“ erſetzt. 
14. Im 8 71 Abſ. 4 werden die Worte „6 000 Mark“ durch die Worte „0,20 Gulden“ erſetzt. 
Artikel VI 
Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 20. Mai 1898 (eichsgeſetzbl. 1898 
S. 692; 1909 S. 475; 1910 S. 767; 1916 S. 1263; 1919 S. 2115; Danziger Geſetzbl. 1921 S. 313; 
1923 S. 651) mit der Abänderung des Geſetzes vom 22. Oktober 1923 (vorſtehend veröffentlicht) wird 
dahin geändert, 


daß jeweils das Wort „Goldmark“ erſetzt wird durch „Gulden“. 


— 5 Artikel VII. 
* Die Deutſche Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher in der für Dang 
geltenden Faſſung vom 14. Juni 1923 (Geſetzbl. 1923 S. 681) wird dahin geändert: a 
1. Im 8 2 Abſ. 1 werden die Worte „60 Mark“ durch die Worte „0,50 Gulden“, 
im Abſ. 3 werden die Worte „30 Mark“ durch die Worte „0,25 Gulden“ 
erſetzt. 
Der Abſatz 5 erhält folgende Faſſung: Für die Beglaubigung eines ihm zur en 
übergebenen Schriftſtücks erhält der Gerichtsvollzieher eine Gebühr von 0,10 Gulden. f 
Im Abſatz 6 werden die Worte „20 Mark“ durch die Worte „0,20 Gulden“ erſetzt. 
2. Der $ 3 Abſ. 1 erhält folgende Saffung: 
Die Gebühr für die Pfändung von beweglichen körperlichen Sachen (Zivilprozeßordnung 
88 808, 809), von Früchten, welche von dem Boden noch nicht getrennt find. (Zivilprozeß- 
ordnung 8 810), ſowie von en aus Wechſeln oder anderen Papieren, welche durch 
Judoſſament übertragen werden können (Zivilprozeßordnung § 881) beträgt nach der Wa 
der beizutreibenden Forderung: 
bei einem Betrage bis 100 Gulden einſchließlic h. R vom Hundert, 
von dem Mehrbetrage bis 300 Gulden einschließlich se mi 
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von dem Mehrbetrage bis 1000 ee einſchließlich. . ®/, 
von dem Mehr betrage 0 
mindeſtens aber 1 Gulden und höchstens 30 Gulden. 
Im Abſ. 2 werden die Worte „2 500 Mark“ durch die Worte „5 Gulden“ erſetzt. 
N Im Abſ. 4 werden die Worte „1 Stunde“ durch die Worte „2 2 Stunden“ und die Worte 
5 „i000 Mark“ durch die Worte „3 Gulden“ erſetzt. 
3. Im 8 5 werden die Worte „400 Mark“ durch die Worte „I Gulden“ erſetzt. 
8 4. Der 8 7 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
5 Für die Verſteigerung oder den Verkauf aus freier Hand von beweglichen Sachen, 
5 Früchten, die vom Boden noch nicht getrennt find, Forderungen oder anderen Vermögens⸗ 
Er rechten erhält der Gerichtsvollzieher: 


" * 


n 17 


eee 


: von einem Betrage bis 100 Gulden . 5 vom Hundert, 
2 „ dem Betrage über 100 — 300 Gulden Br; 2 
. 1 N „ 300 —1000 Gulden 885 5 

5 f eg x „ 1000-5000 Gulden > 5 

8 „%% -Wulbeil eo, 2 6 

. jedoch nicht unter 2 Gulden. 5 

8 Im Abf. 2 und 3 werden die Worte „200 Mark“ durch die e Worte „2 Gulden“ erſetzt. 


5 Im Abſ. 4 werden die Worte „100 Mark durch die Worte „1 Gulden“ erſetzt. 

Im 8 8 werden die Worte „400 Mark“ durch die Worte „3 Gulden“ erſetzt. 

Im 8 10 werden die Worte „400 Mark“ durch die Worte „3 Gulden“ erſetzt. 

Im 8 11 werden die Worte „100 und 200 Mark“ durch die Worte „1 und 3 Gulden“ erſetzt. 
Im 8 12 Abſ. 1 werden die Worte „1000 und 200 Mark“ durch die Worte „15 und 3 Gulden“, 
5 im Abſ. 2 die Worte „400 Mark“ durch die Worte „6 Gulden“ und im Abſ. 3 die Worte 
„200 und 400 Mark“ durch die Worte „3 und 6 Gulden“ erſetzt. 


J 
* g 


nens 


eingefügt. 
2. In $ 31 wird 
a) in Abſatz 1 die Zahl „0, 25“ durch die Zahl 15 00* erſetzt, 
b) der Abſatz 2 geftrichen. 
3. Der $ 33 erhält folgenden Abſatz 2: 

Für die Beurkundung der Beſtellung einer Hypothet, einer Grund⸗ oder Nentenſchuld, 
FE jowie für die Abtretung oder Löſchung dieſer Rechte werden ¼ der vollen Gebühr erhoben. 
5 4. In 8 48 Abſ. 2 werden die Worte „0,50 und 0,30 Goldmark“ durch die Worte „1 und 0,80 
785 Gulden“ erſetzt. = 


8 9. Der 8 13 erhält folgende Faſſung: 

8 Leiſtet der Schuldner oder für ihn ein Dritter an den Gerichtsvollzieher eine Zahlung, 
ſo beträgt die Gebühr, unbeſchadet einer weiteren Gebühr gemäß § 6 Abſ. 2 8 7 Abſ. 3 

8 oder § 12 Abſ. 3 ein Viertel der Gebühr des 8 3. 

1 Artitel VIII. 

© Das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung dom 

2 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 392) mit der Abänderung des Geſetzes vom 22. Oktober 1923 (vorftehend 

5 1 veröffentlicht) wird wie folgt geändert: = 

4 Es wird jeweils das Wort „Goldmark“ erjegt durch „Gulden“. 

. 8 2. 

= 1. Im $ 18 fil. 2 werden zwiſchen die Worte ing in „feſtgeſetzt“ die Worte „in Gulden“ 

2 

2 
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5. Im 8 49 werden in Abſatz 1 die Worte „0,50 Goldmark“ durch die Worte „1 Gulden“, 
in Abſatz 2 die Worte „0,25 und 2,50 Goldmark“ durch die Worte 0,50 und 10 Gulden“ erſetzt. 
6. Im 8 50 Abſ. 1 Ziffer 2 werden die Zahlen „0,10 und 2,50“ durch die Zahlen „1 und 10“ erſetzt. 
7. Im $ 64 Abſ. 2 treten an die Stelle der Worte „jedoch höchſtens 300 Mark“ die Worte „jedoch 
bhiöchſtens 20 Gulden“. ; N 
8. Im 8 69 Ziffer 1 a werden die Zahlen „30, 15, 6, 3 und 0,50“ durch die Zahlen „500, 250, 100, 
50 und 10“ erſetzt. 5 N Geh 
9. Im 8 72 Abſ. 2 wird die Zahl „0,25“ durch die Zahl „1,50“ erſetzt. 
10. Im 5 80 Abf. 1 wird die Zahl „0,05“ durch die Zahl „0,50“ erſetzt. je 
11. Im 8 89 Abſ. 1 wird die Zahl „0, 10“ durch die Zahl „0,50“ erſetzt. 
12. Der $ 90 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: ke 8 
Bei anderen Pflegſchaften oder Beiſtandſchaften und bei Vormundſchaften ſind 1 vom 
Hundert von dem Vermögen des Mündels, Pflegebefohlenen oder unter elterlicher Gewalt 
ſtehenden Kindes, auf welches ſich die Vormundſchaft, Pflegſchaft erſtreckt, mindeſtens jedoch 
0,50 Gulden zu erheben. 1 Br 
13. Im 8 98 Abſ. 2 wird die Zahl „20“ durch die Zahl „500“ erſetzt. 
14. Im 8 105 Abſ. 2 werden die Zahlen „0,10 und 55% durch die Zahlen „0,50 und 10“ und die 
Zahlen „0,25 und 10“ durch die Zahlen „1 und 20“ erſetzt. 
15. Im 8 107 Abſ. 1 treten an die Stelle der Zahlen „0,10 und 5“ die Zahlen „I und 20“. 
16. Im 8 113 Abſ. 1 treten an die Stelle der Zahlen „0,75 und 0,50“ die Zahlen „5 und 3“. 
17. In 8 114 treten an die Stelle der Zahlen „0,20 bis 0,50“ die Zahlen „0,50 bis 1,50“ und an 
die Stelle der Zahlen „4 und 200“ die Zahlen „150 und 5000“. g 
18. Im $ 117 Ziffer 3 tritt an die Stelle der Zahl „5“ die Zahl „10“. 
19. Im 8 140 Abſ. 3 b tritt an die Stelle der Zahl „0,10“ die Zahl „0,50“. 


Artikel IX. i 
% Die Gebührenordnung für Notare in der Faſſung des Geſetzes vom 27. März 1923 
(Geſetzbl. S. 426) mit der Abänderung des Geſetzes vom 22. Oktober 1923 (vorſtehend veröffentlicht) 
wird wie folgt geändert: N 15 : 2 
Es wird jeweils das Wort „Goldmark“ erſetzt durch „Gulden“. N 
2. 
Der Abf. 2 des 8.3 wird geſtrichen. 
Artikel X. 
Das Geſetz betr. die nach den bisherigen Preußiſchen Beſtimmungen zu erhebenden 
Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher vom 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 430) 
mit der Abänderung des Geſetzes vom 22. Oktober 1923 (vorſtehend veröffentlicht) wird dahin geändert, 


daß in Art. 21 das Wort „Goldmark“ erſetzt wird durch „Gulden“. 


Artikel XI. e 


Das Notgeſetz über die Berückſichtigung der Geldentwertung bei der Einziehung von Geld⸗ 


ſtrafen und Gerichtskoſten vom 22. Oktober 1923 (vorſtehend veröffentlicht) wird wie folgt geändert: 
ga) wird das Wort „Goldmark“ erſetzt durch „Gulden“, 
b) wird Satz 2 und 3 geſtrichen. N TER 
2. Im 8 4 werden die Worte „oder die ſpäter verhängt werden“ geſtrichen. 
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Artikel XII. 


Das Notgeſetz betreffend die Berückſichtigung der Geldentwertung bei der Bezahlung der 
Gebühren und Auslagen der Rechtsanwälte und Notare vom 22. Oktober 1923 (vorſtehend 


veröffentlicht) wird wie folgt geändert: 


Im 8 1 
a) wird das Wort „Goldmark“ erſetzt durch „Gulden“, 
b) wird Satz 2 und 3 geftrichen. 
Artikel XIII. 
Im 8 14 Abſ. 1 des Geſetzes betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe der 
Binnen] chiffahrt vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 868, Danziger Geſetzbl. 1923 S. 662) und 
im § 1 Abſ. 1 des Geſetzes betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe der Flößerei vom 


15. Juni 1895 (Reichsgeſetzbl. S. 343, Danziger Geſetzbl. 1923 S. 662) treten an die Stelle der Worte 


„3000 Mark“ die Worte „30 Gulden“ 
Artikel XIV. 
§ 1. 
Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung erfolgt die nach den Vorſchriſten der Zivilprozeß⸗ 


ordnung und des Gerichtskoſtengeſetzes vorzunehmende Wertberechnung, ſowie die Berechnung der Gerichts- 


koſten und der Gebühren der Gerichtsvollzieher in Gulden. 


8 2. . 

Die Vorſchriften des $ 1 dieſes Artikels und des Artikels V finden auch Anwendung f 

1. auf die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung anhängig gewordenen bürgerlichen Rechts. 
ſtreitigkeiten, ſoweit nicht die Inſtanz vor dem Tage des Inkrafttretens beendet war, 

2. auf die bei dem Inkrafttreten dieſer Verordnung anhängigen Konkursverfahren, 
3. auf diejenigen Strafſachen, in denen die über die Koſten ergehende Entſcheidung bei Inkrafttreten 
dieſer Verordnung noch nicht rechtskräftig geworden iſt. 

Die Vorſchriften des § 1 dieſes Artikels und des Artikels VII finden auch Anwendung auf 


die innerhalb der letzten Woche vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung dem Gerichtsvollzieher zu- 


gegangenen Aufträge, ſoweit ſie bei dem Inkrafttreten dieſer Verordnung noch nicht ausgeführt waren. 

Die Vorſchriften des § 1 dieſes Artikels und des Artikels XIII finden auch Anwendung auf 
Beweisaufnahmen, die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung beantragt, aber noch nicht beendet waren. 

Soweit auf Grund der bisherigen Vorſchriften nach den in Artikel V, VII, XIII dieſer Ver⸗ 
ordnung aufgezählten Geſetzen Gebührenvorſchüſſe erfordert ſind, ſind die erforderten Vorſchüſſe auf die 
fälligen Gebühren zu verrechnen. Iſt die Zahlung oder Nichtzahlung einer erſorderten Gebühr Voraus⸗ 
ſetzung für eine gerichtliche Tätigkeit, ſo genügt die Zahlung der auf Grund der bisherigen 9 


3. 
Es werden geſtrichen: 5 
8 1 Der Artikel VII des Geſetzes über die Gebühren der Rechtsanwälte und die Gerichtskoſten vom 

22. Oktober 1923 (vorſtehend veröffentlicht), x 

2. der Artikel VI des Geſetzes über die Abänderung des Geſetzes betreffend die nach dem Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Juli 1910 in der für Danzig geltenden Faſſung zu erhebenden Gerichts— 
koſten vom 27. März 1923, der Gebührenordnung für Notare vom 27. März 1923, ſowie des 
Geſetzes betreffend die nach den bisherigen preußiſchen Beſtimmungen zu erhebenden Gebühren der 
Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher vom 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 392, 426, 430) vom 
22. Oktober 1923 (vorſtehend veröffentlicht), 

3. der Artikel VII Abſ. 1 des Geſetzes zur Anderung des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 
12. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 651) und 


erforderten Gebühren. 


EEE 
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4. Artikel III Abſ. 1 des Geſetzes zur Anderung der Deutſchen Gebührenordnung für Gerichts - 
vollzieher vom 6. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 665). 5 * ER N a 
Artikel XV. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft, mit Ausnahme des Artikels II, der am 
1. November 1923 in Kraft tritt. \ 
Danzig, den 23. Oktober 1923. 
2 Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Frank. 
525 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


betr. Anderungen der Eiſenbahnverkehrsordnung vom 23. Dezember 1908. Vom 19. 10. 1923. 


Artikel J. 
Die Eiſenbahnverkehrsordnung vom 23. Dezember 1908 (Reichsgeſetzbl. 1909 S. 93) wird wie 
folgt geändert: 
Im 8 69 wird als (2 a) eingefhaltet: _ 

(2 a). Die Eiſenbahn kann mit Zuſtimmung der Landesaufſichtsbehörde im Tarif beſtimmen, 
daß die Fracht ſich erhöht, wenn ſie nicht vom Abſender bei Aufgabe des Gutes bezahlt, 
ſondern auf den Empfänger überwieſen wird. 

a Artifel II. 


Der Senat wird ermächtigt, Anderungen der Eiſenbahnverkehrsordnung im Wege der Verordnung 
vorzunehmen. 
Artirets ELT: 
Dieſes Geje tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 19. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. i Dr. Schwartz. 
526 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchtoſſen, das hiermit verkündet wird: 
Gejeg 


zur Abänderung des Einkommenſtenergeſetzes vom 29. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 587). 
Vom 23. 10. 1923. 
Artikel 1. 
§ 29 a des Einkommenſteuergeſetzes vom 29. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 587) in der Faſſung 
des Geſetzes über die Berückſichtigung der Geldentwertung in den Steuergeſetzen vom 29. Juli 1923 


Geſetzbl. S. 370) wird wie folgt geändert: 


Die Höhe der jeweils für die Berechnung der Ermäßigung nach 8 29 maßgebenden Steuer⸗ 
einheit iſt halbmonatlich vom Landesſteueramt feſtzuſetzen und in den letzten Z Tagen des halben Monats 
öffentlich bekanntzugeben. Die Höhe der Ermäßigungen in dem auf die Veröffentlichung folgenden 
halben Monat richtet ſich nach der Höhe der einem verheirateten Beamten der Gruppe X Stufe 8 des 
Beſoldungsgeſetzes mit 2 Kindern zwiſchen 6 und 14 Jahren in Ortsklaſſe A für den vergangenen halben 
Monat zustehenden Geſamtvergütungen. 

Artikel 2. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 15. Oktober 1923 in Kraft. 

a Danzig, den 23. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 
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527 Bi rn 
zur Umſtellung der Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren von Reichsmark auf Gulden und Pfennige. 
5 5 Vom 24. 10. 1923. 
Auf Grund des 8 9 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig vom 
20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird folgende Verordnung mit ſofortiger Wirkung erlaſſen: 
I. Geſetzliche Telegraphengebühren. Bi 
Das Geſetz über Poſt⸗, Poſtſcheck- und Telegraphengebühren vom 23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. 
S. 883) wird hinſichtlich der Telegraphengebühren außer Kraft geſetzt. 
Künftig werden erhoben je Wort 
für gewöhnliche Telegramme 


* 


im de FE Er a u 0,10 Gulden 
im Ortsverken rt inne DD: 
für Prefjetelegramme . . » -» 0, A 


Es find mindeſtens 10 Worte zu bezahlen. 
II. Geſetzliche Fernſprechgebühren. 
Das Fernſprechgebühren⸗Geſetz vom 23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 887) wird wie folgt geändert: 
Die 88 2—4 werden aufgehoben. 
2. Im 8 6 iſt zu ſetzen ſtatt „Der Grundbetrag für jedes Ortsgeſpräch iſt 0,10 M“: „Jedes Geſpräch 
koſtet 0,20 Gulden“. 
3. Im 8 10 iſt zu ſetzen ſtatt „0,10 M“ Grundbetrag: 0,20 Gulden, ſtatt „0,20 M“: 0,40 Gulden, 
ſtatt „0,30 M“: 0,60 Gulden, ſtatt „0,60 M“: 1 Gulden 20 Pf. und ſtatt „0,90 M“: 1 Gulden 80 Pf. 
Jeder Teilnehmer hat das Recht, ſeinen Anſchluß zum 31. Oktober 1923 zu kündigen. 
Danzig, den 24. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


528 Verordnung über Poſtgebühren. 
5 Vom 23. 10. 1923. 

Auf Grund des 8 2 des Geſetzes über Poſt⸗, Poſtſcheck⸗ und Telegraphengebühren vom 
23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 883) werden die Gebühren für Poſtkarten, Briefe, Druckſachen, Geſchäfts⸗ 
papiere, Warenproben, Miſchſendungen, Päckchen und Pakete für den Verkehr innerhalb des Freiſtadt⸗ 
gebiets auf das Zehnfache der mit Verordnung vom 18. Oktober 1923 bekanntgegebenen Beträge feſtgeſetzt. 

Dieſe Verordnung tritt am 25. Oktober 1923 in Kraft; die Verordnung über Poſt⸗ und Poſt⸗ 
ſcheckgebühren vom 18. Oktober 1923 tritt hinſichtlich der Gebühren, für welche die gegenwärtige Ver⸗ 
ordnung eine Neufeſtſetzung vorſieht, vom gleichen Zeitpunkt ab außer Kraft. 

Danzig, den 23. Oktober 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. i 
529 Poftgebühren nach Deutſchland und Polen. 
Vom 23. 10. 1923. 

Die mit Verordnung über Poſtgebühren vom 23. Oktober 1923 veröffentlichten Gebühren⸗ 
änderungen gelten außer für Pakete vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens ab auch im Verkehr nach 
Deutſchland, hinſichtlich der Briefſendungen auch im Verkehr nach Polen. 

Die Gebühren für Pakete nach Deutſchland find vom 25. Oktober 1923 ab auf das Zehnfache 
der mit Bekanntmachung vom 18. Oktober 1923 feſtgeſetzten Beträge erhöht. , 

Danzig, den 23. Oktober 1923. > 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
8 Zander. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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